
SATZUNG DER GEMEINDE NORDERMELDORF ÜBER DEN BEBAUUNGSPLAN hR. 1 FÜR DAS GEBIET 
" IM ORTSTEIL BARSPLETH AM SÜDLICHEN ORTSAUSGANG ZWISCHEN DEN STRASSEN SÜDER - KIRCHWEG UND KUH1EG "

Aufgrund d«a § 10 d«a Baugesetabuchas in dar Fnasung von 8.Datenbar 1986 ( BGBl. I.S.2253 ),tulattt geändert duroh Gaset* von 22 April 1993 ( bgbis U6 j, 
aowia nach § 82 dar LandeeBauordnung von 2*.Februar 1985 ( GVOBl.Schl.- H.8.86 ) wird nach BeschluBfassung durch die Geneindevertretung von
und nach Durchführung des Anteigeverfahrens bein Landrat des Kreises Dithnarschen folgende Sataung über den Bebauungsplan Nr. 1 für das Gebiet " in Ortsteil 
BaPgfl#th an südlichen Ortsauogang swiechen den Straßen Süder - Kirchweg und Kuhweg bestehend aus der Planseichnung ( Teil A ) und den Text ( Teil B ),
erlassen.
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vorhandene bauliche Anlagen

Text Teil ß

1. Zulässige Nutzung - MD

1.1 Auf den Grundstücken Nr. 2-7 und 10-1? sind nur

- Kleinsiedlungen einschl. Wov'ngebäude mit entsprechenden Nutzgarten,
- sonstige Wohngebäude,
- sonstige nicht störende Gewerbebetriebe 

zulässig.

1.2 Auf den Grundstücken Nr. 1 - ”’4 werden

- die ausnahmsweise zulässigen Vergnügungsstätten nach £ 5 Abs. 5 BauNVO 

nicht zugelassen.

?. Maß der baulichen Nutzung

2.1 Auf den Grundstücken Nr. 1 - 8 darf die zulässige Grundfläche durch Stellplätze 
und Garagen mit ihren Zufahl ten und durch Nebenanlagen im Sinne des § 14- BauNVO 
bis zu einer GRZ von 0,6 überschritten werden.

3• Gestaltung der baulichen Anlagen

3.1 Hauptgebäude ( gilt

- Dachform:

- Dachneigung: 
Ausnahmen:

- Dacheindeckung:

- Außenwände: 
Ausnahmen:

nicht für landwirtschaftliche und gewerbliche Nutzgebäude)

Sattel-, Walm- oder Krüppelwalmdacb

30 ‘ bis 4-8 °
bie 60° bei einem Walm

Dachpfannen

Verhlendmauerwerk oder Außenwandputz gestrichen 
V*»rblendmauerwerk oder Außenwandputz pc^strichen 
mit Teilflächen in anderen Materialien. Das Verblend­
mauerwerk oder der Außenwandputz muß überwiegen.

3.2 Nebengebäude : inbauten

Dach : wie
Ausn^Lhiuen i

Außenwandgestaltung:

r

wie die Hguptpeöäude
Ausnahmen: - Kl ntergärten in Glasbauweise

3•3 Garagen 

- Dach :

- Außenwände: 
Ausnahmen;

Gartenhäuser in Holz

wie die ’Jauptgebäude oder Flachdach

wie die Hauptgebäude
Carports in anderen Materialien

3.4- Landwirtschaftliche und gewerbliche Nutzgebäude

- Außenwände: 
Ausnahmen:

- Dach:

- Gachei n deckung

Verflendmauerwerk
Pro Iplatten beschichtet oder n0iz

Satt O 1 ach nr t einer Dachneigung von 15° bis 35

wie die Hauptgebäude oder Irofilplatten 
Des;

Höhenlage des Erdgeschoßfußäodens

Die Oberkante des Erdgescho’fußbodens (Sockelhöhe im Rohbau), darf im Mittel 0,6m über 
OK der Gelnndeoberflache im Bereich der überbaubaren Grundstücksfläche nicht überschreiten.

Finfriedigungen

Einfriedigungen an den öffe itlichen Verke^rsflachen dürfen nicht aus geschlossenen 
Mauern über 0,6 m Höhe, Draht oder großflächigen Tafeln aus Metall, Kunststoff,
Holz oder Faserze^ent berge ;tellt werden.
DIa max. Höhe der Einfriedigungen darf 1,0 m über dem angrenzenden Gehweg der 
Ctraßenverkehrsfläch« nicht überschreiten.

Freizuhaltende Sichtfelder

Im Bereich der Flächen,die von der Bebauung freizuhalten sind (Sichtdreieck), s-ind 
Bepflanzungen und Pinfri edigu’igen üb^r Olm m che über CP der Strafenverkebrsf läche (Gehweg) 
sowie Grundstückszufahrten nicht zulässig.

G *

T 3.20m 1,50m | T,________ !---------i— -4#- - p............... »

Suder-Kirchweg (Schnitt D-D)

e g

Ä- 1,50m

S traDe A (Schnitt B-B:

G*

,_ _ _ L20T_____ ^ 2,00^ 1 50mf.- - — —.F- - - - - - - - k

Suder-Kirchweg itt r ■ L

— 4,00m j^oiftC
f 3,60 m

ener

Aufgestellt aufgrund des 
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5) Der Entwurf des Bebauungsplanes, bestehend aus "•er 
Planzeichnung (Teil A) und dem Text (Teil B), sowie 
die Begrüpdung haben in der Zeit vom . • t . .
während 1er Dienststunden nach § 3 Abs. 2 BauGB öffentlich aus.relegen.
7i £ ff ent 1 i che Auslegung ist mit dtrr Hinweis, daß Bedenken unJ Anregungen während der Ausiegung-

st ■ jedernan schritt ch der zu Pr-rokoti geltend gemac nnen am .m der
Tageszeitung“ ortsünlich bekanntgemacht worden.
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Festlegungen der neuen Städtebau! 
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Meldorf, den . . . .
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Die Gemeindevertretung hat die vorgehrachten Bedenien und 
Anregungen sowie die Itej]ungnahmen der Träger öffentliehmr

geprüft. ;>h r>gehnir; ist ■i;t,grtoil*
wo rden.

Nordermeldorf, de . :(5v<. AM
ster

Der Bebauungsplan, bestehend aus der ilanzeichnung (Teil A) und 
dem Text (Teil B), wurde am . von der Gernei r 1 evertretung
als I3atzung beschlossen.
Die Begründung zum Bebauungsplan wurde mit Beschluß der 
Gemeindevertretung vom 'J-Ä-P.b >.32. . gebilligt.

De uungsplan ist nach G 11 /vbs. 1 HaiöSatz 2 BauGB am T&ti
dem Landrat des Preises Dithmarschen angezeigt worden.
Dieser hat mit Verfügung vom ..4$$^. Az: .................
e- kl rt , daß er iceii e Verletzung von Rechtsv^CÄC^nften geltend macht

Nordermei : orf , .K r .’E‘yass T7 4<r0S pithmurschen

iei ster

Die Rebauungsplansatzung, bestehend aus der 1lanzeichnung (Teil A 
und dem Texf ,‘eil B), wird h 1 ^ rm t aur^e f ert: i gt..

a
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1 ’ Die :njrch füh’-unr des ^nzei geverfahrens zum Bebauungsplan sowie
die T,teile, bei der der Plan auf Dauer während der Dienststunden 
VOr «nn aingeaehen werden kann und über halt Auskunft

!tr>n Ist, Hl ortsüblich bekanntgemacht
worden.
Tn der Bekanntmachung ist auf die Geltendmachung der Verletzung 
von Verfahrens- und Formvorschriften und von Mängeln der 
Abwigung sowie die Rechtsfolgen (§ 215 Abs. 2 BauGB) und weiter 
auf Fälligkeit und Erlöschen von Entschädigungsansprüchen _
(§ 44 BauGB) hingewiesen worden. Die Satzung ist mithin am 
in Kraft getreten.

^ 2
GEMEINDE

/nordermeldorf
Nord erme 1 iorf, len PM-ßA ■. A-ß.SH | .kpeis

Büfrgerqrfeister

l [Hmi bürgerm^d qte
Nordermeldorf

;er

Bebauungsplan Nr. 1 
der Gemeinde Nordermeldorf

Für das Gebiet im Ortsteil Barsfleth am südlichen
Ortsausgang zwischen den Straßen 
Süder-Kirchweg und Kuhweg'

i



BEGRÜNDUNG
zum Bebauungsplan Nr. 1 der Gemeinde Nordermeldorf 
für das Gebiet "im Ortsteil Barsfleth am südlichen 
Ortsausgang zwischen den Straßen Süder-Kirchweg und 
Kuhweg"

1. Allgemeines
Die Gemeinde Nordermeldorf hat zur Zeit rd. 620 Einwoh­
ner .
Nordermeldorf liegt ca. 10 km südwestlich von der 
Kreisstadt Heide entfernt an der Landesstraße 153 
(Strecke Wesselburen- Meldorf).
Nach dem Regionalplan des PlanuOngsraumes IV des Landes 
Schleswig-Holstein ist die Agrarfunktion Hauptfunktion 
und die Wohnfunktion 1. Nebenfunktion der Gemeinde.

2. Lage und Topographie des Bebauungsplangebietes
Die Lage des Bebauungsplangebietes ist aus dem Über­
sichtsplan im Maßstab 1 : 10000 zu ersehen.
Das ca. 1,6 ha große Gebiet des Plangeltungsbereiches 
liegt im südostwärtigen Anschluß an die bebaute Ortsla­
ge des Ortsteile Barsfleth, am Rande einer mittelalter­
lichen Wurt (nordwest- liOches Plangebiet). Das Marsch­
bodengelände steigt im Bereich der Wurt nach Nordwesten 
um ca. 1 m an und liegt ca. 1 bis 2 m über NN.

3. Eigentumsverhältnisse
Die Eigentumsverhältnisse sind aus dem beigehefteten 
Eigentümerverzeichnis zu ersehen.
Der größte Teil des Plangeltungsbereiches, bis auf die 
in Privateigentum befindlichen Grundstücke 9, 10 und 14 
(Flurstücke 118/5 und 118/9) ist von der Gemeinde an­
gekauft worden.
Bei den Bodenverkehrsgenehmigungen ist zur Auflage zu 
machen daß sich die Verkäufer und Käufer von Baugelände 
den Festsetzungen des Bebauungsplanes unterwerfen.
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4. Notwendigkeit der Erschließung und Planungsziele der 
Gemeinde
Die Aufstellung des Bebauungsplanes ist erforderlich 
geworden um dem vorhandenen Bedarf an Baugrundstücken 
in einem Dorfgebiet, insbesondere für Wohnhausbauten 
Rechnung zu tragen.
Die Größe des Plangeltungsbereiches wurde notwendig, um 
den örtlichen Eigenbedarf mittelfristig bis zum Jahre 
1998 zu decken, um eine wirtschaftliche Lösung der Er­
schließungsmaßnahmen und um eine vertretbare städte­
bauliche Gesamtgestaltun mit der übrigen Ortslage zu 
erreichen.
Es sollen 1 bebautes und 13 unbebaute Grundstücke er­
schlossen werden.
In Teilbereichen unmittelbar an den Straßen Süder- 
Kirchweg un Kuhweg sollen auch nicht störende Gewerbe­
betriebe (wie z. B. Handwerksbetriebe usw.) angesiedelt 
werden.
Das Baugebiet wird entsprechend der vorhandenen dörfli­
chen Struktur im gesamten Ortsteil Barsfleth als Dorf­
gebiet (MD) festgesetzt. Die Gemeinde beabsichtigt je­
doch, die vorhandene Wohnstruktur in der südöstlichen 
Ortslage zu festigen. Aus den vorgenannten Gründen und 
hinsichtlich der für ein Dorfgebiet unzureichenden Er­
schließungsanlage für einige Baugrundstücke innerhalb 
des Plangeltungsbereiches, ist das Baugebiet geglie­
dert und in der Nutzung eingeschränkt worden:
Auf den Grundstücken Nr. 2 bis 7 und 10 bis 12 sind nur
- Kleinsiedlungen einschl. Wohngebäude mit entsprechen­

den Nutzgärten,
- sonstige Wohngebäude,
- sonstige nicht störende Gewerbebetriebe
zulässig. Auf den übrigen Grundstücken werden alle all­
gemein zulässigen Nutzungsarten eines Dorfgebietes zu­
gelassen .
Neben der Gliederung des Baugebietes werden weiterhin 
die ausnahmsweise zulässigen Vergnügungsstätten nach 
§ 5 Abs. 3 BauNVO nicht zugelassen. Die Lage des Bauge­
bietes sowie die vorhandene und geplante Baustruktur 
läßt derartige Nutzungen nicht zu:
- Störungen durch zusätzlichen Kfz-Verkehr in den

Nachtzeiten
- unzureichende Verkehrsverhältnisse auf den innerört­

lichen Straßen,
- mangelnde Flächen für den ruhenden Verkehr usw.
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Durch die Einschränkung der Nutzungen wird der allge­
meine Gebietscharakter eines Dorfgebietes nicht ver­
fälscht .
Der Bebauungsplan erfordert eine Erweiterung der Bau­
fläche im Flächennutzungsplan. Der Flächennutzungsplan 
wird im Parallelverfahren zum vorliegenden Bebauungs­
plan geändert.

5. Maßnahmen für die Ordnung des Grund und Bodens
Soweit die vorhandenen Grenzen eine Bebauung nach dem 
vorliegenden Bebauungsplan nicht zulassen, können bo­
denordnende Maßnahmen nach §§ 45 ff. BauGB, bei Grenz­
regelungen das Verfahren nach §§ 80 Off. BauGB sowie 
bei Inanspruchnahme privat Flächen für öffentliche 
Zwecke das Verfahren nach §§ 85 ff. BauGB vorgesehen 
werden.
Die vorgesehenen Maßnahmen und Verfahren werden jedoch 
nur dann durchgeführt, wenn sie nicht oder nicht recht­
zeitig im Wege freier Vereinbarungen durchgeführt wer­
den können.

6. Versorgungseinrichtungen
6.1 Elektrischer Strom

Die Versorgung der Gebäude mit elektrischer Energie er­
folgt durch die Schleswag. Die Erschließungsstraße wird 
ausreichend beleuchtet.

6.2 Wasserversorgung
Die Wasserversorgung erfolgt durch den Wasserbeschaf­
fungsverband Süderdithmarschen.

6.3 FeuerlöScheinrichtungen
Das in den Straßen zu verlegende Wasserleitungsnetz er­
hält in den vorgeschriebenen Abständen Unterflurhydran­
ten, die eine ausreichende Brandbekämpfung sicherstel­
len .
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7. Entsorgungseinrichtungen
7.1 Müllbeseitiqunq

Die Müllbeseitigung erfolgt in geschlossenen Gefäßen 
über die zentrale Müllabfuhr. Sie ist durch Satzung 
über die Abfallbeseitigung im Kreis Dithmarschen gere­
gelt .

7.2 Abwasserbeseitiqunq
Die Gemeinde Nordermeldorf verfügt noch nicht über eine 
zentrale Abwasserbeseitigungsanlage. Die Schmutzwasser­
beseitigung in der Gemeinde erfolgt zur Zeit über Haus­
kläranlagen.
Die Gemeinde beabsichtigt, eine mit der Gemeinde Epen­
wöhrden gemeinsame zentrale Kläranlage (Teichanlage) 
zu errichten. Mit der zentralen Ortsentwässerung wird 
voraussichtlich noch im Jahre 1993 begonnen. Der erste 
Bauabschnitt sieht einen Anschluß des Ortsteiles 
Barsfleth mit Anbindung des Bebauungsplangeländes im 
Zuge der Erschließung des vorliegenden Baugebietes vor.
Das anfallende Oberflächenwasser und geklärte Abwasser 
wird in die vorhandenen Vorfluter des Sielverbandes 
Nordermeldorf geleitet.
Die Planung und Ausführung der erforderlichen Maßnahmen 
zur Einleitung des' Oberflächenwassers und geklärten Ab­
wassers in die Vorfluter hat im Einvernehmen mit den 
Fachbehörden, dem Amt für Land- und Wasserwirtschaft in 
Heide, dem Deich- und Hauptsielverband in Hemmingstedt 
und der Wasserbehörde des Kreises Dithmarschen in Heide 
zu erfolgen.

8. Straßenerschließung
Die äußere Erschließung erfolgt über die Landesstraße 
153 und Kreisstraße 33.
Die vorhandenen Straßen Süder-Kirchweg und Kuhweg sowie 
die Planstraße A sind als Erschließungsstraßen für die 
angrenzenden Grundstücke festgesetzt worden. Sie sind 
entsprechend den Ausbauquerschnitten in der Ortslage im 
Einvernehmen mit der Straßenverkehrsaufsichtsbehörde 
des Kreises Dithmarschen mit reduzierten Straßenquer­
schnitten festgesetzt worden. Die Verkehrssicherheit 
wird gewährleistet durch
- von der Fahrbahn abgesetzte Gehwege im Bereich der 

Straße Süder-Kirchweg und Straße A,
- Ausweichmöglichkeiten bei Begegnungsverkehr über die 
vorhandenen Bankette bzw. überfahrbaren Gehwegen.
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Die Entwurfsgeschwindigkeit auf den Straßen innerhalb 
des Plangeltungsbereiches beträgt 30 km/h.
Bei der Bemessung der Sichtdreiecke an den Straßenkno­
tenpunkten bzw. -einrnündungen ist eine Vorfahrtsrege­
lung von "rechts vor links" angenommen worden.

9. Ruhender Verkehr
Die nach der Landesbauordnung Schleswig-Holstein erfor­
derlichen Stellplätze sind auf den Grundstücken selbst 
zu errichten.
Die öffentlichen Parkplätze sind im Verhältnis 1 : 4 zu 
den Pflichtstellplätzen

ca. 16 WE/4 = 4 Parkplätze
in ausreichender Anzahl festgesetzt worden.

10. Natur- und Landschaftsschutz
Die Errichtung der baulichen Anlagen auf den bislang 
landwirtschaftlich genutzten Flächen (überwiegend Ak- 
kerflächen) stellt nach dem Landschaftspflegegesetz 
(LPflegG) Schleswig-Holstei einen Eingriff in Natur und 
Landschaft dar.
Eingriffe in Natur und Landschaft sind nach § 8 LPfleG 
soweit auszugleichen, wie dies zur Verwirklichung der 
Ziele des Naturschutzes und der Landschaftspflege er­
forderlich wird.
Durch die Realisierung sind nachfolgende Beeinträchti­
gungen zu erwarten:
- teilweise Beseitigung von vorhandenen Entwässerungs­

gräben,
- Versiegelung von rd. 20 % der zur Zeit landwirt­

schaftlich genutzten Flächen durch Bebauung und Er­
schließung .

Die Gemeinde beabsichtigt, den Eingriff durch nachfol­
gende Maßnahmen auszugleichen:
1. Errichtung des östlichen Entwässerungsgrabens gemäß 

dem dargestellten Profil. Durch die flachen 
Böschungsneigungen sollen Teichgräben mit wechseln­
den Flachwasserzonen geschaffen werden.

2. Bepflanzung eines ca. 4m breiten Streifens an der
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südlichen und östlichen Plangeltungsbereichsgrenze 
und im Bereich der Kläranlage mit standortgerech­
ten Bäumen und Sträuchern.
Die Bepflanzungen dienen auch zur Grüneinbindung 
des Baugebietes zur freien Landschaft bzw. zur Ab­
schirmung des Baugebietes zur Kläranlage.
Die Flächen für die Bepflanzungen sind in der 
Planzeichnun entsprechend nach § 9 Abs. 1 Nr. 25 a 
BauGB festgesetzt worden. Die Erstbepflanzung mit 
heimischen und standortgerechten Bäumen und Sträu­
chern erfolgt durch die Gemeinde. Die dauernde Un­
terhaltung (Pflege) der Flächen wird den künftigen 
Grundstückseigentümern übertragen.
Die Ausgleichsmaßnahmen erfolgen in Abstimmung mit 
der unteren Landschaftspflegebehörde des Kreises 
Dithmarschen.

11. Archäologisches Denkmal- Warft -
Die Grundstücke Nr. 9-14 liegen teilweise am Rande 
einer mittelalterlichen Warft. Funde im Bereich des ar­
chäologischen Denkmals sind unverzüglich dem Landesamt 
für Vor- und Frühgeschichte von Schleswig-Holstein, 
Schloß Anettenhöh, Brockdorff-Rantzau-Straße 70, 2380 
Schleswig, Tel.: 04621/387-0 mitzuteilen (§ 14 DSchG).
Festsetzungen zur Erhaltung des archäologischen Denk­
mals werden nach Abstimmung mit den Denkmalschutzbehör­
de nicht erforderlich.

12. Kosten
Die Erschließungskosten für den gesamten Plangeltungs­
bereich einschl. der Entwässerungsanlagen werden der­
zeit auf rd. 300.000,— DM geschätzt.
Die Straße Süder-Kirchweg stellt teilweiOse - von der 
Straße Kuhweg bis zum Flurstück 118/3 - eine vorhandene 
Erschließungsstraße dar. Die Erschließungsmaßnahmen 
zum Ausbau eines Gehweges in diesem Streckenabschnitt 
ist nach dem BauGB nicht erschließungsbeitragsfähig.
Die hierfür erforderlichen Erschließungskosten in Hö­
he von rd. 15.000,— DM werden von der Gemeinde getra­
gen, da eine Ausbausatzung nach dem Kommunalabgaben­
gesetz nicht vorliegt.
Der beitragsfähige Erschließungsaufwand nach § 129 
BauGBO (Kosten ohne Schmutzwasserbeseitigungsanlagen) 
beträgt rd. 180.000,— DM.
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Der der Gemeinde aus den Erschließungskosten entstehen­
de Kostenanteil beträgt hierfür 10 % des beitragsfähi­
gen Erschließungsaufwandes, mithin rd. 18.000,— DM.
Der nach dem BauGB beitragsfähige Erschließungsaufwand 
wird über Vorausleistungen auf die Erschließungsbeiträ­
ge, aus den Grundstücksverkäufen und aus der allgemei­
nen Rücklage der Gemeinde finanziert.
Für die Aufwendungen der Schmutzwasserkanalisation und 
der Wasserversorgung erhebt die Gemeinde kostendeckende 
Beiträge nach dem Kommunalabgabengesetz.

Nordermeldorf, den 2 1i MÄRZ 193^


